
TAGESZEITUNG FÜR BREMEN UND NIEDERSACHSEN
DONNERSTAG, 20. AUGUST 2015 | 71. JAHRGANG | NR. 193 | EINZELPREIS 1,30 €

Athen, die Dritte! Das nächste Hilfs-
paket für Griechenland ist im Kas-
ten, und alles ist ziemlich so gelau-

fen, wie es sich die Regisseurin und ihr
wichtigster Helfer am Set vorgestellt
haben. Angela Merkel und Volker Kau-
der können zufrieden sein: Kein Image-
schaden für die Bundeskanzlerin, kein
Autoritätsdebakel für den Chef der
Unionsfraktion. Ihr Masterplan hat mal
wieder funktioniert. Nun gut, sechs
Abweichler mehr innerhalb der
CDU/CSU, aber auch damit können
beide prima leben.
Doch helfen Griechenland die neuen

Milliarden wirklich über den Berg?
Kann sich der Bundestag sicher sein,
auf absehbare Zeit keine weiteren
Hilfsgelder mehr für Athen beschlie-
ßen zu müssen? Fragen, um deren Be-
antwortung sich die Politik herum-
drückt. Trotzdem hat der Deutsche Bun-
destag einen weiteren ungedeckten
Wechsel ausgestellt. Aber selbst wenn
der politisch angeschlagene linke Re-
gierungschef Alexis Tsipras nun tat-
sächlich auf Reformkurs geht, ist unge-
wiss, ob die gewährten Milliarden rei-
chen. Zu verschuldet ist das Land, um
damit Investitionen in die Zukunft zu fi-
nanzieren. Erst recht nicht zurückzah-
len können wird Griechenland diese
Kredite. Ein Schuldenschnitt wäre da-
her ehrlicher, doch davon wollen we-
derMerkel noch Finanzminister Wolf-
gang Schäuble etwas wissen.
Nach dem dritten Hilfspaket ist also

vielleicht vor dem vierten – auch das
traut sich in der Bundesregierung nie-
mand zu sagen. Dabei wäre Offenheit
das einzige Mittel, umwieder Glaub-
würdigkeit in das politische Handeln
zu bringen. Den Bürgern die Wahrheit
sagen – diese Einsicht ist der Kanzlerin
abhandengekommen. So hielt sie am
21. März 2010 eine Zahlungsunfähig-
keit Athens noch für unwahrscheinlich,
um dann vier Tage später dem Land
für den Notfall Unterstützung der EU
anzubieten. Bald darauf folgte ein Ret-
tungsschirm dem nächsten und – so die
Bewertung eines Brüssel-Korrespon-
denten: „So ziemlich alles, was Merkel
zunächst ausgeschlossen hatte, wurde
später beschlossen.“ Kein Wunder, das
nicht nur Unionsabgeordnete ins Grü-
beln kommen. Lediglich 23 Prozent der
Deutschen befürworten noch Finanzhil-
fen für Athen. Thema Seite 3
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Einmal jährlich hat
Werner Bartsch einen
großen Auftritt. Dann
holt er die Plane aus
der Garage, rollt sie
nebender Erdbeerbrü-
cke den Deich hin-
unter, und schon hat
er am Werdersee die
längste Deichwasser-

rutsche der Welt gebaut. Heute ab 15
Uhr geht es los. Und wer mag und Fe-
rien hat, rutscht einfach mit.
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Ehrlich
machen

Hans-Ulrich Brandt
über Griechenland-Hilfe
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Sebastian Coe neuer IAAF-Präsident 20
Lord SebastianCoe ist zumneuen Präsidenten des Leichtath-
letik-Weltverbandes IAAF gewählt worden. Der Englän-
der setzte sich am Mittwoch auf dem 50. IAAF-Kongress
in Peking mit deutlicher Mehrheit gegen den Ukrainer
Sergej Bubka durch. Auf den 58-jährigen Coe wartet viel
Arbeit. Priorität soll der Kampf gegen Doping haben.

Nur vereinzelte Schauer

Tagsüber NiederschlagNachts
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RUBRIKEN

Bremen (hh). Mitglieder der Freiluftparty-
Szene beklagen, dass in diesem Jahr etwa
20 ihrer illegalen – weil nicht angemelde-
ten – Veranstaltungen von der Polizei auf-
gelöst worden sind. Die jüngste Räumung
ereignete sich am vergangenen Wochen-
ende entlang der Senator-Apelt-Straße.
Heinrich, einer der Veranstalter, der nicht
mit richtigem Namen genannt werden
möchte, betont: „Wirwaren etwa300 Perso-
nen.Die Polizisten haben aufNachfrage be-
stätigt, dass es keine Lärm-Beschwerden
gab.“ Ludwig (Name geändert), ein weite-
rer Veranstalter: „Die Party war sogar so
leise, dass die Polizei uns zunächst gar
nicht gefunden hat. Es gab also keinen
wirklichenGrund, dasGanze aufzulösen.“
Polizeisprecher Nils Matthiesen be-

schreibt den Vorfall aus Sicht der Ord-
nungshüter: „Wir haben gegen 23 Uhr mit
dem Veranstalter gesprochen und die
Party aufgelöst.“ Neben der fehlenden Ge-
nehmigung seien auch der unerlaubte Aus-
schank vonGetränken und das Verhindern
von Lärm ausschlaggebend für dieses Vor-
gehen gewesen. Dagegen wollen die Frei-
luft-Anhänger amkommenden Sonnabend
mit einer Demonstration protestieren. Sie-
ben Stunden lang wollen sie in Form eines
„Demo-Rave“ vom Sielwall-Anleger zur
Stephanibrücke ziehen. Das Stadtamt prüft
derzeit die Anmeldung der Demonstration.
In der kommendenWochewird sich der Se-
nat mit dem Thema Freiluftpartys befas-
sen. Kommentar Seite 2·Bericht Seite 8

VON ANTJE STÜRMANN

Bremen. Die Klagen abgelehnter Asylbe-
werber belasten zunehmend die Verwal-
tungsgerichte. In Bremen gingen im ersten
Halbjahr 230 Asylklagen ein – das sind
mehr als im gesamten Jahr 2014. Hinzu
kommen 196 Eilverfahren. Dabei sei die
großeWelle an Klagen in Bremen noch gar
nicht angekommen, befürchtet eine Spre-
cherin des Verwaltungsgerichts.
Zahlreiche Einsprüche dürften einge-

hen, wenn das Bundesamt für Migration
undFlüchtlinge (BAMF) in diesem Jahr das
Gros derAnträge entschiedenhat. Noch lie-
gen in Nürnberg Zehntausende Gesuche
auf den Schreibtischen – auch aus den Vor-
jahren. Von den 2012 gestellten 65000 An-
trägen auf Asyl hatten die Mitarbeiter des
Bundesamtes Ende 2014 rund 3000 noch
nicht entschieden. Hinzu kamen rund
29000 aus dem Jahr 2013. Im folgenden
Jahr stellten 173000 Asylsuchende einen
Antrag – 129000 erhielten bislangAntwort.
Inzwischen ist gegen vier von zehn Ent-

scheidungen geklagt worden. Besonders
häufig fordern Kosovaren,Mazedonier und
Somalier eine Prüfung der Ablehnung, wie

aus dem Geschäftsbericht des Bundesam-
tes hervorgeht. Die rasant wachsende Zahl
der daraus resultierenden Verfahren wird
zu einer immer größeren Last für die Ver-
waltungsgerichte: „Insgesamt haben wir
eine sehr, sehr deutliche Zunahme von
Asylklagen zu verzeichnen“, berichtet der
Vorsitzendedes BundesDeutscherVerwal-
tungsrichter, Robert Seegmüller. „Die Ge-
richte kommen zunehmend schwerer
klar.“ Um in Asylverfahren eine gerechte
Entscheidung treffen zu können, müssten
die Gerichte in jedem Einzelfall ganz ge-
nau hinschauen. Und das dauere seine Zeit
– an manchen Standorten müssten darum
Klagen in anderen Angelegenheiten ent-
sprechend länger liegen bleiben.
Wegen des wachsenden Arbeitsauf-

wands geraten zumBeispiel die niedersäch-
sischen Verwaltungsgerichte an ihre Gren-
zen: „Die Kapazitäten sind vollends ausge-
lastet – mehr geht nicht“, sagt ein Sprecher
des Justizministeriums in Hannover. Allein
im ersten Halbjahr gingen seinen Worten
zufolge 4730 Klagen ein – deutlichmehr als
im gesamten Jahr 2013. Der Rekordwert
von 7958 Klagen im vergangenen Jahr
dürfte in diesem Jahr gebrochen werden.

Auch in Bremen ist die Zahl der einge-
gangenen Asylverfahren „erheblich ange-
stiegen“, wie der Präsident des Verwal-
tungsgerichts im Land, Peter Sperlich,
sagt. Zugenommen hat laut einer Gerichts-
sprecherin vor allemdie Zahl der sogenann-
ten Dublin-Verfahren. In ihnen bestimmt
das Gericht, welcher europäische Staat für
die Prüfung eines Antrags auf internationa-
len Schutz zuständig ist und ob der Asylsu-
chende dorthin zurückgeschickt werden
darf. „Innerhalb des letzten Jahres ist das
Gericht noch in der Lage gewesen, den An-
stieg bei den Asylverfahren zu bewältigen
und keine Rückstände stehen zu lassen“,
sagt Peter Sperlich. Das sei aber vor allem
deshalb möglich gewesen, weil viele alte
Verfahren abgeschlossenwerden konnten.
In Bremen dauere ein Verfahren zurzeit
14,3Monate. Das sei eine deutlicheVerbes-
serung gegenüber den Vorjahren.
Marc Millies vom Flüchtlingsrat in Bre-

men erinnert daran, dass ein Asylverfahren
samt Klage innerhalb von zwölf Monaten
abgeschlossen seinmuss – auch, weil es für
dieAntragsteller sehr belastend sei.Millies
und seine Kollegen vom Flüchtlingsrat in-
formieren Asylsuchende darüber, dass sie

im Falle einer Ablehnung durch das BAMF
klagen können. „Das steht ihnen zu“, so
Millies. Seiner Ansicht nach gibt es gute
Gründe, warum eine Klage „sinnvoll und
erfolgreich“ sein kann, zumBeispiel fehler-
hafte Protokolle oder unzureichende Infor-
mationen über die Gründe der Flucht. „Es
gibt Fälle, in denen Betroffene den Behör-
den Ereignisse oder Erlebnisse verschwei-
gen, obwohl sie für die Entscheidung rele-
vant sind“, sagtMillies. Oft handele es sich
um schwer belastende Erlebnisse oder mit
Scham besetzte Themen wie Vergewalti-
gung. Eigentlich, so der Koordinator,
stünde sehr vielmehrMenschen eine ange-
messene Beratung zu. Doch in Bremen
gebe es zurzeit nur zwei Ansprechpartner
bei der Awo, die im Auftrag des Staates
Rechtsberatung anbieten, kritisiert Millies.
Der Senator für Justiz und Verfassung

lässt indes prüfen, wie die 17 Verwaltungs-
richter des Landes künftig entlastet wer-
den könnten. Zu genauen Auskünften war
Sprecher Henning Maul-Backer nicht be-
reit. Nur soviel: „DasGericht muss gerüstet
sein, damit die Verfahren nicht ewig lange
dauern und die Rückstände immer größer
werden.“
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Werner Bartsch

Mit Pfandkisten undmehrMülleimernwollenWirte dazu beitragen, dass
es im Viertel sauberer wird. Und um den Lärm zu reduzieren, sollen die
Gäste draußen leiser sein – auch dafür gibt es schon Ideen.

Berlin. Die Bundesregierung rechnet im
laufenden Jahrmit bis zu 800000 Flüchtlin-
gen und Asylbewerbern in Deutschland.
Das teilte Innenminister Thomas de Mai-
zière (CDU) amMittwoch in Berlin mit. Der
Bund korrigierte seine Prognose damit wie
erwartet erheblich nach oben. Bislang war
das zuständige Bundesamt für Migration
und Flüchtlinge von 450000 Asylanträgen
bis zum Jahresende ausgegangen.
So viele Asylbewerber, wie sie nun er-

wartet werden, kamen noch nie zuvor in
der Geschichte der Bundesrepublik in
einem Jahr ins Land. Den bisherigen
Höchststand hatten die Behörden 1992 mit
etwa 440000 Asylanträgen registriert. De
Maizière sprach von einer großen Heraus-
forderung, versicherte aber gleichzeitig:
„Überfordert ist Deutschlandmit dieser Ent-
wicklung nicht.“Ausdrücklichwandte sich
der Innenminister zudem gegen Angriffe
auf Asylbewerberheime: „Wir werden dem
in aller Härte entgegen treten.“
Nach de Maizières Schätzungen werden

100000 bis 150000 zusätzliche Plätze in
Erstaufnahmeeinrichtungen benötigt. Not-
wendig seien darüber hinaus Gesetzesän-
derungen, um kurzfristig wintersichere
Quartiere anbieten zu können.
Vertreter von Bund, Ländern und Ge-

meinden wollen nun am 24. September zu
einem sogenannten Flüchtlings-Gipfel zu-
sammenkommen, um das weitere Vorge-
hen zu verabreden,wie deMaizière ankün-
digte. Bericht Seite 4

Fähre Cuxhaven–Brunsbüttel
wieder in Betrieb

Die Arzneibehörde FDA in Washington hat zum ersten Mal ein luststei-
gerndes Präparat alsMedikament zugelassen. DasMittel Flibanserin soll
das sexuelle Verlangen von Frauen wecken.

Trotz digitaler Angebote von DeTeMedien ist das Telefonbuch nach wie
vor beliebt: Allein den Bremern werden laut Angaben der Firma 360000
„gedruckte Verzeichnismedien“ offeriert.
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Berlin erwartet
800000 Flüchtlinge

Nach 14 Jahren gibt es seit Mittwochwieder eine Fährverbindung zwischen Cuxhaven und Brunsbüttel. Die Verkehrsminister Niedersachsens und Schleswig-Holsteins, Olaf Lies und
ReinhardMeyer, weihten die Linie ein – und pochten darauf, trotzdem die Küstenautobahn 20 samt eigenem Elbtunnel auszubauen.FOTO: MARKO MUMM Kommentar Seite 2·Bericht Seite 12
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USA erlauben „Viagra für Frauen“ 2 und 6
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Telefonbuch findet immer noch Abnehmer 13
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